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Wer diese Fragen nicht beantwor-
ten kann, sollte vorsichtig sein, der
Schule immer wieder neue Aufgaben
zuzuweisen ohne über ihre Realisie-
rungsbedingungen nachzudenken. 

Zur ersten Frage: Schule ist eine
„Anstalt“ zur Vorbereitung der Kinder
und Jugendlichen auf die Bewältigung
von gegenwärtigen und zukünftigen
Lebenssituationen auf genereller Ebe-
ne. Dazu gehört ohne Zweifel die Ver-
mittlung von Kompetenzen für die
Auseinandersetzung mit ökonomi-
schen Strukturen und Prozessen.

Als Themenschwerpunkte einer
Verbraucherbildung werden immer
wieder genannt: Umgang mit Geld,
Umgang mit Lebensrisiken (vor allem
Versicherungen), Vermögensaufbau
und Altersvorsorge, Darlehen und Kre-
dite (einschließlich Ver- und Über-
schuldung).

Die alleinige Auseinandersetzung
mit solchen Themen wäre eine ver-
engte Verbraucherperspektive und
mehr Lebensberatung, aber weniger
Allgemeinbildung. Im Sinne einer um-
fassenden ökonomischen Bildung hat
eine Ausrichtung auf alle wesentlichen
Akteure des Wirtschaftsgeschehens,
das heißt auch auf Unternehmen, den

Staat und das Ausland, zu erfolgen und
nicht nur auf die privaten Haushalte.
Einige Beispiele zum Themenfeld
Geld:

Der private Haushalt ist als Konsu-
ment und Sparer beziehungsweise
Geldanleger beteiligt. Verbraucher tref-
fen zum Beispiel Entscheidungen zur
Verwendung von Einkommen für Kon-
sumausgaben, die häufig in Konkur-
renz stehen mit Entscheidungen zur
Altersvorsorge und Vermögensbildung.
Aber die Unternehmen wie Versiche-
rungen und Banken haben bestimmte
Interessen bei Finanzgeschäften, die es
zu betrachten gilt. Staatliche Behörden
sorgen für einen rechtlichen Rahmen
zwischen Anbietern und Nachfragern
von Finanzmitteln und den Verbrau-
cherschutz. Geldentscheidungen sind
nicht unabhängig von internationalen
Entwicklungen: Die Zinspolitik der
Zentralbanken verändert die Möglich-
keiten der Privatanleger. 

Geldwissen wird häufig in 
einer Weise unterrichtet, die 
Schüler und Eltern veralbert

Das fatale curriculare Ergebnis bei
einem eigenen Fach Geld oder Ver-
braucherbildung ist: Man möchte
einerseits berechtigterweise den soge-
nannten kritischen Verbraucher för-
dern, beschneidet jedoch die Erkennt-
nismöglichkeiten einer kritischen Auf-
klärung, weil das Feld der jeweiligen
Akteure im Verhältnis zueinander säu-
berlich voneinander getrennt wird. 

Nur aus einer zusammenhängen-
den Betrachtung können fundierte
Einsichten gewonnen und verbrau-
cherpolitische Entscheidungsebenen
identifiziert werden. Die Rolle, die der
Jugendliche im Wirtschaftsgeschehen
einnehmen wird, ist eben nicht nur die
Verbraucherrolle, sondern auch die
des künftigen Erwerbstätigen, Unter-
nehmers, Steuerzahlers, des Wirt-
schaftsbürgers, des Geldanlegers und
so weiter.

Leider ist es bildungspolitisch ein-
fach, demonstrativ Lebensnähe mit
der Forderung nach einem Fach Geld
zu proklamieren und politischen Bei-
fall zu ernten, solange die Realisie-
rungsbedingungen nicht beachtet
werden. Der „Fall Naina“ – jener Schü-
lerin aus Köln, die mehr Lebensnähe
von der Schule einforderte – ist ein
klassisches bildungspolitisches Bei-
spiel, wie es eben nicht geht. Jedes
sich bietende Mikrofon wurde seiner-

zeit durch Vertreter der Kultusbüro-
kratie genutzt, Naina in ihrem
Wunsch nach mehr Lebensnähe zu
unterstützen.

In NRW kämpfte man für ein Fach
Verbraucherbildung, lehnte aber ein
Fach Wirtschaft ab. Das ist so als ob
man in der dritten Etage eines Hauses
ein Zimmer einrichten will, aber die
Grundlagen dafür mit den ersten bei-
den Stockwerken noch gar nicht vor-
handen sind. Dies könnte sich durch
die neue Landesregierung in NRW, die
Wirtschaft als Schulfach einführen
will, ändern.

Und die unterrichtliche Zeit? Woher
kommt diese? 

Die gegenwärtig erkennbare Strate-
gie der Bundesländer, affine Inhalte
der Verbraucherbildung buchstäblich
über alle Fächer wie bei einem Streu-
selkuchen zu verteilen, wird keinen Er-
folg mit sich bringen. Interdisziplinari-
tät ist das beliebte Schlagwort, das
fällt, wenn in das bestehende Zeitge-
rüst von Schulen nicht eingegriffen
werden soll. Neue Aufgaben brauchen
aber zusätzliche Unterrichtszeit. 

In einem nicht genannten Bundes-
land wurde der Vorschlag für Interdis-
ziplinarität am Beispiel Markt und
Geld mit der Empfehlung propagiert,
diese Themen könnten im Geschichts-
unterricht am Beispiel eines mittel-
alterlichen Marktes aus dem 15. Jahr-
hundert aufgezeigt werden. Mit sol-
chen Vorschlägen finden sich Jugend-
liche und Eltern in gleicher Weise
hochgradig veralbert.

Es ist immer gut, fachliche Zusam-
menhänge miteinander zu vernetzen
und über den Tellerrand zu schauen.
Aber um über den Tellerrand schauen
zu können, braucht man erst einmal
einen Teller.

Wer auf diese Weise die Schöpfung
eines Gesamtcurriculums für ein Fach
Geld erwartet, ermutigt auch Lotterie-
spieler in der Hoffnung, jede Woche
einmal den Hauptpreis für die be-
rühmte lebenslange Rente zu gewin-
nen. Überspitzt ließe sich solch ein
Ansatz als Lotteriedidaktik bezeichnen
– das heißt, es besteht zwar eine Ge-
winnchance für Schüler, praktisch wä-
re es aber verhängnisvoll, auf der Basis
der statistischen Wahrscheinlichkeit
eines Lotteriegewinns die private Ein-
kommensverwendung und -erzielung
zu gründen. 

Es geht also darum, ein Fach Wirt-
schaft zu fördern, das diese Zusam-
menhänge durch intelligente Konzep-
te befördert und nicht um die aus-
schnitthafte Behandlung eines Teilas-
pektes von Wirtschaft und Gesell-
schaft. Nur eine Fachkonstruktion er-
laubt es, Studiengänge an Universitä-
ten zu etablieren und Forschungs-
potenzial zu entwickeln, sonst ver-
bleibt die Ausbildung auf der Ebene
von Nachmittagskursen.

Was ist also zu tun?
• Es sind bundesweite Standards zu
entwickeln, welche ökonomischen
Kompetenzen Schüler erwerben sol-
len.
• Es sind Mindestzeitdeputate festzu-
legen (zum Beispiel in den Jahrgängen
fünf bis zehn je zwei Stunden wö-
chentlich), die gleichzeitig die Mög-
lichkeit eröffnen, gesellschaftliche He-
rausforderungen konzeptionell zu
einem Gesamtkonzept zu integrieren
und nicht interessenpolitisch gegenei-
nander auszuspielen.
• Ausbildung ist zentral: Wir benötigen
nicht nur Studiengänge, sondern auch
umfassende Fort- und Weiterbil-
dungssysteme. Ohne die seriöse
Unterstützung der Lehrerschaft wird
die schulische Etablierung der ökono-
mischen Bildung nicht gelingen.

Niedersachsen ist in diesen Fragen
übrigens weiter als die meisten ande-
ren Bundesländer.

VON HANS KAMINSKI

Zahlreiche Studien zeugen von
einem eher überschaubaren
Finanzwissen der Deutschen.
Es gibt deshalb eine öffentli-

che Forderung, dieses Finanzwissen
im Rahmen von Verbraucherbildung
zu fördern. Auch die Kultusminister-
konferenz (KMK) empfiehlt in einem
Beschluss von 2013, diesen Bereich zu
stärken. Hausfrauenverbände und
Verbraucherorganisationen streiten
auf allen verbandspolitischen Ebenen
für solch ein Fach, in dem allerdings
nur ein wirtschaftlicher Teilaspekt
unseres Lebens im Mittelpunkt steht –
unsere Rolle als Verbraucher im Wirt-
schaftsgeschehen.

Natürlich sollten Schüler Kompe-
tenzen im Umgang mit Geld erwer-
ben, weil diese zur Bewältigung von
Leben und Alltag nötig sind. Aber: Die
Verbraucherbildung kann unterricht-
lich nicht für sich allein stehen oder zu
einem Fach „Geld“ werden. Sie kann
konzeptionell nur Teil der ökonomi-
schen Bildung mit einem Fach Wirt-
schaft sein, das grundlegende allge-
meine Kompetenzen zu den Struktu-
ren und Prozessen in Wirtschaft und
Gesellschaft vermittelt. 

Das allgemeinbildende Schulsys-
tem kann zudem nicht jede gerade vi-
rulente inhaltliche Herausforderung
mit einem eigenen Schulfach beant-
worten. Die beliebte Postulierung sol-
cher durchaus wichtigen Aufgaben für
die Schule, ohne darüber nachzuden-
ken, wie sie die Schüler erreichen, ist
fahrlässig und wird nach allen Erfah-
rungen nichts bewirken. Die erwähnte
KMK-Empfehlung ist eher ein Konglo-
merat an inhaltlichen Spiegelstrichen,
das den Eindruck erweckt, dass öffent-
liche Forderungen irgendwie addiert
wurden. Das heißt, die Anknüpfung an
bestehende Lehrpläne fehlt.

In solch einer Situation gilt es im-
mer wieder, sich die folgenden vier
Fragen zu stellen:
• Warum soll ein Inhaltsbereich zur
Allgemeinbildung für jeden Schüler
gehören? Wie lässt sich der Inhalt be-
gründen?
• Welche Ziele, Inhalte und unter-
schiedlichen Methodenkonzepte sol-
len dann angestrebt werden?
• Wie viel unterrichtliche Zeit gewährt
die Bildungspolitik den Schulen, um
diese Aufgabe seriös zu erfüllen?
• Wie sollen Lehrkräfte für diese neue
Aufgabe ausgebildet beziehungsweise
fort- und weitergebildet werden?

Schluss mit der Lotteriedidaktik
Finanzwissen wird Schülern nur vereinzelt und über viele Fächer verstreut vermittelt. Politiker rufen deshalb nach 
einem Unterrichtsfach Geld oder Verbraucherbildung. Doch auch das greift zu kurz: Wirtschaftsfragen müssen im 
gesellschaftlichen Kontext vermittelt werden, schreibt Professor Hans Kaminski im Gastbeitrag.
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Hans Kaminski ist
Direktor des Instituts 
für Ökonomische Bil-
dung, einem An-Institut 
der Carl von Ossietzky-
Universität Oldenburg. 
Zu den Forschungs-
schwerpunkten des 
emeritierten Professors 
gehört die Frage, wie 
wirtschaftliches Wissen 
an allgemeinbildenden 
Schulen erfolgreich ver-
mittelt werden kann. 
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